
BEGRÜNDUNG
I. Allgemeiner Teil
1. Erläuterung der Notwendigkeit des Gesetzesentwurfs und Begründung seiner wichtigsten Grundsätze 
Mit dem Gesetz Nr. 174/2021 zur Änderung des Gesetzes Nr. 110/1997 über Lebensmittel und Tabakerzeugnisse und zur Änderung bestimmter damit zusammenhängender Rechtsakte (in der geänderten Fassung) (im Folgenden „Lebensmittelgesetz“), das am 27. April 2021 in Kraft getreten ist, wird unter anderem eine neue Kategorie von Erzeugnissen eingeführt, und zwar tabakfreie Nikotinbeutel. In § 2 Absatz 1 Buchstabe za und § 19 Absatz 4 Buchstabe c des Lebensmittelgesetzes wird das Gesundheitsministerium verpflichtet, eine Verordnung zu erlassen, in der die Zusammensetzung, das Aussehen, die Qualität, die Eigenschaften und die Kennzeichnung von tabakfreien Nikotinbeuteln, einschließlich verbotener Bestandteile und Eigenschaften, sowie die Art und Weise, die Fristen und der Umfang der Meldepflicht festgelegt werden.
Die Rechtsgrundlage für nikotinbeutelähnliche Erzeugnisse wurde im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens in der Abgeordnetenkammer des Parlaments der Tschechischen Republik auf der Grundlage der Zustimmung zum Änderungsvorschlag des Abgeordneten J. Běhounek in den Gesetzesentwurf Nr. 174/2021 der Regierung aufgenommen.
Der tabakfreie Nikotinbeutel ist ein neuartiges Erzeugnis mit verschiedenen Geschmacksrichtungen (z. B. Früchten, Karamell, Schokolade, Süßwaren, Menthol, Alkohol, Tabak, Kaffee, Tee), das auch in der Tschechischen Republik auf dem Markt erhältlich ist. Nikotinbeutel enthalten nicht nur hochgradig suchterzeugendes Nikotin, sondern haben auch ein ähnliches Verwendungsprinzip wie Tabak, der zum oralen Gebrauch bestimmt ist (Schnupftabak, Kautabak usw.). Da dieses Erzeugnis keinen Tabak enthält, kann es nicht unter die Definition eines Tabakerzeugnisses in Abschnitt 2 Absatz 1 Buchstabe l des Lebensmittelgesetzes eingeordnet werden. Es kann auch nicht unter andere verwandte Arten von Erzeugnissen eingeordnet werden, die für die Zwecke des Lebensmittelgesetzes festgelegt wurden (pflanzliche Erzeugnisse zum Rauchen oder elektronische Zigaretten).
Nikotinbeutel unterliegen derzeit nicht den Anforderungen der Richtlinie 2014/40/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 3. April 2014 zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Herstellung, die Aufmachung und den Verkauf von Tabakerzeugnissen und verwandten Erzeugnissen und zur Aufhebung der Richtlinie 2001/37/EG (im Folgenden „Richtlinie 2014/40/EU“), der Richtlinie 2001/83/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. November 2001 zur Schaffung eines Gemeinschaftskodexes für Humanarzneimittel und der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2002 zur Festlegung der allgemeinen Grundsätze und Anforderungen des Lebensmittelrechts, zur Errichtung der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von Verfahren zur Lebensmittelsicherheit (im Folgenden „Verordnung (EG) Nr. 178/2002“).
Tabakfreie Nikotinbeutel wurden in § 2 Absatz 1 Buchstabe za des Lebensmittelgesetzes neu definiert als ein tabakfreies, nikotinhaltiges Erzeugnis zum oralen Gebrauch, das nicht durch direkt anwendbare Rechtsvorschriften der Europäischen Union mit Bezug auf die Verordnung (EG) Nr. 178/2002 geregelt ist. In § 12k des Lebensmittelgesetzes wurden Verpflichtungen für Hersteller, Einführer, Einzelhändler und Vertreiber von tabakfreien Nikotinbeuteln festgelegt, die durch die Verordnung über tabakfreie Nikotinbeutel weiter geregelt werden sollen. Daher wurde beschlossen, eine neue Verordnung zu erarbeiten.
2. Bewertung der Übereinstimmung des Gesetzesentwurfs mit dem Rechtsakt, für dessen Durchführung er vorgeschlagen wird 
Der vorgelegte Verordnungsentwurf wird auf der Grundlage der in § 19 Absatz 4 Buchstabe c des Lebensmittelgesetzes enthaltenen Ermächtigung erlassen, wonach das Gesundheitsministerium Anforderungen an die Zusammensetzung, das Aussehen, die Qualität und die Eigenschaften, die Kennzeichnung, einschließlich verbotener Bestandteile und Eigenschaften, sowie die Art und Weise, die Fristen und den Umfang der Meldepflicht in Bezug auf tabakfreie Nikotinbeutel durch eine Verordnung festlegt.
Der Verordnungsentwurf steht in vollem Einklang mit dem Lebensmittelgesetz.
3. Bewertung der Übereinstimmung der vorgeschlagenen Rechtsvorschriften mit den Rechtsvorschriften der Europäischen Union, der Rechtsprechung der Europäischen Union und den allgemeinen Grundsätzen des Unionsrechts
Der Verordnungsentwurf steht indirekt in Verbindung mit den folgenden Rechtsvorschriften der Europäischen Union: 
· Richtlinie 2014/40/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 3. April 2014 zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Herstellung, die Aufmachung und den Verkauf von Tabakerzeugnissen und verwandten Erzeugnissen und zur Aufhebung der geänderten Richtlinie 2001/37/EG;
· Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2002 zur Festlegung der allgemeinen Grundsätze und Anforderungen des Lebensmittelrechts, zur Errichtung der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von Verfahren zur Lebensmittelsicherheit (in der geänderten Fassung);
· Verordnung (EG) Nr. 1925/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Dezember 2006 über den Zusatz von Vitaminen und Mineralstoffen sowie bestimmten anderen Stoffen zu Lebensmitteln (in der geänderten Fassung); 
· Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 über Lebensmittelzusatzstoffe (in der geänderten Fassung);
· Verordnung (EU) Nr. 231/2012 der Kommission vom 9. März 2012 mit Spezifikationen für die in den Anhängen II und III der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates aufgeführten Lebensmittelzusatzstoffe (in der geänderten Fassung);
· Verordnung (EU) 2015/2283 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2015 über neuartige Lebensmittel, zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1169/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 258/97 des Europäischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (EG) Nr. 1852/2001 der Kommission (in der geänderten Fassung);
· Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 über die Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemischen, zur Änderung und Aufhebung der Richtlinien 67/548/EWG und 1999/45/EG und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 (in der geänderten Fassung);
· Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2006 zur Registrierung, Bewertung, Zulassung und Beschränkung chemischer Stoffe (REACH), zur Schaffung einer Europäischen Chemikalienagentur, zur Änderung der Richtlinie 1999/45/EG und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 793/93 des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 1488/94 der Kommission, der Richtlinie 76/769/EWG des Rates sowie der Richtlinien 91/155/EWG, 93/67/EWG, 93/105/EG und 2000/21/EG der Kommission.
Der Vorschlag steht im Einklang mit dem EU-Recht und den allgemeinen Grundsätzen des EU-Rechts. In der EU-Rechtsprechung wird dieser Bereich nicht geregelt.
4. Bewertung der bestehenden Bestimmungen und Begründung der Notwendigkeit, sie zu ändern 
Die Anforderungen an Tabakerzeugnisse und tabakähnliche Produkte (d. h. elektronische Zigaretten, Nachfüllpackungen und pflanzliche Produkte, die zum Rauchen bestimmt sind) sind in der Richtlinie 2014/40/EU festgelegt, die durch eine Reihe von Rechtsvorschriften umgesetzt wurde, z. B. das Lebensmittelgesetz in seiner geänderten Fassung, das Gesetz Nr. 65/2017 über den Schutz der Gesundheit vor schädlichen Auswirkungen von Suchtmitteln in seiner geänderten Fassung, das Gesetz Nr. 40/1995 über die Regulierung der Werbung und zur Änderung des Gesetzes Nr. 468/1991 über Rundfunk und Fernsehen in seiner geänderten Fassung, die Verordnung Nr. 37/2017 über elektronische Zigaretten, Nachfüllpackungen und pflanzliche Produkte, die zum Rauchen bestimmt sind, und die Verordnung Nr. 261/2016 über Tabakerzeugnisse. 
Tabakfreie Nikotinbeutel unterliegen derzeit nicht den Anforderungen der Richtlinie 2014/40/EU.
Nikotinfreie Nikotinbeutel enthalten Nikotin und ihr Verwendungsprinzip ist ähnlich wie das von Tabak, der zum oralen Gebrauch bestimmt ist (Schnupftabak, Kautabak usw.). Tabakfreie Nikotinbeutel werden in der Mundhöhle angewendet, ohne gebissen oder geschluckt zu werden. Am häufigsten wird der Beutel zwischen Lippe und Zahnfleisch oder Wange und Zahnfleisch platziert, wo sich die Wangenschleimhaut befindet, und dort meist 5–15 Minuten bzw. bei längeren Anwendungszeiten 30–60 Minuten belassen. Das Nikotin wird dann über die Wangenschleimhaut aufgenommen. Über die Wangenschleimhaut wird eine Reihe von Stoffen schnell in den Blutkreislauf aufgenommen. 
Der Gebrauch von tabakfreien Nikotinbeuteln ist aus gesundheitlicher Sicht kein erstrebenswertes Verhalten, und Nikotinabhängigkeit ist eine Krankheit. Nach aktuellem wissenschaftlichem Kenntnisstand kann die Ansicht, dass es sich dabei um eine weniger gefährliche Variante der Nikotinaufnahme im Vergleich zu Tabakprodukten handelt, nicht vorbehaltlos anerkannt werden. Langfristige Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit sind noch nicht bekannt und es liegen auch keine Studien vor, die die langfristige Wirksamkeit und Sicherheit von tabakfreien Nikotinbeuteln oder ihre Auswirkungen auf die Nikotinabhängigkeit oder den Beginn des Tabakkonsums bei Kindern und Jugendlichen belegen. 
Nikotinfreie Nikotinbeutel, die Nikotin enthalten, können im Allgemeinen als gefährliche Chemikaliengemische betrachtet werden, da Nikotin als Gefahrstoff eingestuft ist (akute Toxizität 2 (H300), akute Toxizität 2 (H310), akute Toxizität 2 (H330), chronische aquatische Toxizität 2 (H411)), sofern ihr Verwendungszweck nicht von den oben genannten Rechtsvorschriften abgedeckt wird.
Die Einstufung des Gemischs selbst hängt von seinem Nikotingehalt ab:
· Nach der herkömmlichen Berechnungsmethode werden Gemische mit 0,1–1 Gew.-% Nikotin als gesundheitsschädlich eingestuft.
· Nach der herkömmlichen Berechnungsmethode werden Gemische mit 1–7 Gew.-% Nikotin als toxisch eingestuft.
Sollte der Hersteller die Verwendung eines tabakfreien Nikotinbeutels als Mittel zur Raucherentwöhnung deklarieren, muss dieses Produkt im Zusammenhang mit zwei Rechtsvorschriften betrachtet werden, denn die Raucherentwöhnung ist eine Behandlung einer Sucht nach gewohnheitsbildenden Substanzen, also die Behandlung einer Krankheit. Tabakfreie Nikotinbeutel, die diese Behandlung unterstützen, wären ein Arzneimittel im Sinne des Gesetzes Nr. 378/2007 über Arzneimittel und zur Änderung bestimmter damit zusammenhängender Gesetze (in der geänderten Fassung). Derzeit gibt es in der Tschechischen Republik kein tabakfreies Nikotinbeutelerzeugnis auf dem Markt, das als Arzneimittel zugelassen ist, und es wurde noch kein Antrag auf Zulassung dieser Art von Erzeugnis als Arzneimittel gestellt.
Besteht der Zweck der Verwendung eines tabakfreien Nikotinbeutels in einer einfachen Alternative zu einem herkömmlichen Tabakerzeugnis oder einem anderen Tabakerzeugnis, das zum Rauchen bestimmt ist, so unterliegt das Inverkehrbringen eines tabakfreien Nikotinbeutels insbesondere dem Gesetz Nr. 102/2001 über die allgemeine Produktsicherheit und zur Änderung bestimmter Gesetze (in der geänderten Fassung), dem Gesetz Nr. 350/2011 über Chemikalien und chemische Gemische und zur Änderung bestimmter Gesetze sowie der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 über die Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemischen, zur Änderung und Aufhebung der Richtlinien 67/548/EWG und 1999/45/EG und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 (in der geänderten Fassung).
Tabakfreie Nikotinbeutel sind ein neues Erzeugnis auf dem Markt der Europäischen Union, das nicht von der Europäischen Kommission geregelt wird. In mehreren EU-Ländern gibt es bereits gesetzliche Anforderungen für tabakfreie Nikotinbeutel im Rahmen bestehender oder neu verabschiedeter Gesetze. In Estland fallen tabakfreie Nikotinbeutel unter die Gesetzgebung zum Tabakkonsum. Ungarn hat eine neue Kategorie geschaffen: nikotinhaltige Erzeugnisse als Ersatz für Rauchererzeugnisse. In Dänemark sind tabakfreie Nikotinbeutel als Tabakersatz geregelt. 
Nach Angaben der Handelskammer der Tschechischen Republik haben die am häufigsten verkauften tabakfreien Nikotinbeutel in der Tschechischen Republik einen Nikotingehalt von 10–12 mg pro Dosis. Es sind aber auch Beutel mit deutlich höherem Nikotingehalt auf dem Markt erhältlich, zum Beispiel mit bis zu 50 mg Nikotin pro Dosis. In diesem Fall besteht die Gefahr einer Überdosierung, vor allem wenn sie von Kindern und Jugendlichen verwendet werden. Fälle von versehentlichem Verschlucken durch Kinder weisen darauf hin, dass dieses Risiko verringert werden muss. Tabakfreie Nikotinbeutel sind aufgrund ihres Aussehens und der verschiedenen Geschmacksrichtungen attraktiv für Kinder und Jugendliche, obwohl sie nicht für Personen unter 18 Jahren bestimmt sind. 
Nikotin birgt mehrere Gesundheitsrisiken. Es macht nicht nur hochgradig süchtig, sondern hat auch schwere systemische Nebenwirkungen. Es beeinträchtigt das Herz, den Geschlechtsapparat, die Lunge, die Nieren usw. Viele Studien belegen sein krebserregendes Potenzial.
) Laut der Truth Initiative ist Nikotin auch schädlich für die Entwicklung des Gehirns. Der Nikotinkonsum in der Jugend kann die Bildung der Nervenbahnen beeinträchtigen, die die Aufmerksamkeit, das Lernen und die Anfälligkeit für Sucht steuern. 
Die Forschung hat gezeigt, dass der frühzeitige Beginn mit dem Rauchen und eine angenehme erste Erfahrung mit dem täglichen Konsum und der lebenslangen Nikotinabhängigkeit zusammenhängen.
)
Nikotin ist eines der toxischsten Gifte und wirkt sehr schnell. Die Zielorgane sind das periphere und zentrale Nervensystem. Bei schweren Vergiftungen treten Zittern, Niedergeschlagenheit, Zyanose, Atemnot und Krämpfe auf, die in einen Kollaps und ein Koma übergehen. Der Tod kann durch Atemmuskellähmung und/oder zentrales Atemversagen eintreten, wobei die tödliche Dosis bei Erwachsenen etwa 30–60 mg beträgt. Bei Kindern beträgt die tödliche Dosis ungefähr 10 mg.1)
Auf dieser Grundlage wurde eine nationale Gesetzgebung beschlossen.
5. Erwartete wirtschaftliche und finanzielle Auswirkungen der vorgeschlagenen Rechtsvorschriften auf den Staatshaushalt, andere öffentliche Haushalte, Wirtschaftsakteure, soziale Auswirkungen, einschließlich der Auswirkungen auf Familien und Auswirkungen auf bestimmte Bevölkerungsgruppen, insbesondere sozial benachteiligte Personen, Behinderte und ethnische Minderheiten, oder Auswirkungen auf die Umwelt
Der Mangel an Informationen über den Markt für tabakfreie Nikotinbeutel in der Tschechischen Republik macht es recht schwierig, die potenziellen Auswirkungen auf Wirtschaftsakteure zu quantifizieren. 
Besondere Anforderungen an tabakfreie Nikotinbeutel werden keine großen wirtschaftlichen Auswirkungen haben. Die Kennzeichnungsanforderungen verursachen einmalige Kosten, um sich an die Anforderungen anzupassen. Bei der Festlegung von Beschränkungen für die enthaltenen Inhaltsstoffe werden die Auswirkungen als minimal eingeschätzt, da Stoffe, deren Verwendung bei der Herstellung von tabakfreien Nikotinbeuteln beschränkt ist (z. B. Vitamine, neuartige Lebensmittel, Koffein, Taurin), von den Herstellern in der Tschechischen Republik nicht verwendet werden. 
Die Verordnung wird sich auf die Tabakindustrie auswirken, da die Höchstmenge an Nikotin pro Beutel aus Gründen des Gesundheitsschutzes auf 12 mg festgelegt wird. Diese Auswirkungen sind allerdings auch relativ. Da es sich bei Nikotinbeuteln um ein neues Erzeugnis handelt, kann nicht eindeutig bestimmt werden, welchen Verlust die Tabakindustrie durch die Umsetzung der Anforderungen der Verordnung erleiden könnte. Tabakfreie Nikotinbeutel werden als Alternative zu herkömmlichen Zigaretten angeboten. Eine suchterzeugende Substanz, die überall, jederzeit und von jedem konsumiert werden kann, ohne die Umgebung zu beeinträchtigen, verschafft der Tabakindustrie ein kontinuierliches Einkommen durch nikotinabhängige Konsumenten. Fruchtaromen in attraktiven Verpackungen sprechen Jugendliche an, wodurch der Tabakindustrie auch künftige Konsumenten einer suchterzeugenden Substanz garantiert sind. Allerdings werden alle diese Konsumenten später aufgrund verschiedener gesundheitlicher Komplikationen, die mit dem Nikotinkonsum zusammenhängen, Gesundheitsleistungen in Anspruch nehmen, die von der gesetzlichen Krankenversicherung abgedeckt werden. Die vorgeschlagenen gesetzgeberischen Maßnahmen, durch die die Zahl der Nikotinabhängigen verringert werden soll, wirken sich somit auf die zukünftige Höhe der mit der Behandlung von Nikotinabhängigen verbundenen Kosten aus. 
In Bezug auf die Wirtschaftsakteure ist die Festlegung klarer und einheitlicher Regeln für das Inverkehrbringen von tabakfreien Nikotinbeuteln als positiver Aspekt zu erwähnen. Derzeit sind die Regeln nicht klar formuliert. Daher gibt es Unklarheiten über die Anforderungen und Verpflichtungen, die bei der Vermarktung von tabakfreien Nikotinbeuteln zu erfüllen sind. Bei Bedarf, insbesondere bei Unsicherheiten in der Auslegung oder praktischen Umsetzung bestimmter Bestimmungen, sind Verhandlungen mit Branchenvertretern und Empfehlungen von Verwaltungsbehörden vorgesehen. 
Zu den positiven Auswirkungen der Regelung in Bezug auf die öffentliche Gesundheit gehört angesichts der Toxizität von Nikotin zweifellos die Einführung einer Höchstmenge an Nikotin in einer Einzeldosis eines tabakfreien Nikotinbeutels und einer Höchstmenge an Nikotin pro Packung. Des Weiteren wird die Packung gegen ungewollte Handhabung gesichert und kindersicher gestaltet, um das Risiko zu verringern, dass Kinder einen tabakfreien Nikotinbeutel verschlucken. Dank der Verpackungs- und Kennzeichnungsvorschriften werden die Konsumenten von tabakfreien Nikotinbeuteln besser über die möglichen gesundheitlichen Auswirkungen des Konsums dieser Erzeugnisse, die Art der Verwendung dieser Erzeugnisse und ihre Zusammensetzung informiert. Generell gilt die Einführung von Warnhinweisen als wirksame Maßnahme, um den Konsum von Nikotin in jeglicher Form in der Bevölkerung zu reduzieren. 
Der Gesetzesentwurf wird den Staatshaushalt oder andere öffentliche Haushalte nicht belasten. Es wird davon ausgegangen, dass der Verordnungsentwurf keine negativen sozialen Auswirkungen, einschließlich Auswirkungen auf Familien und bestimmte Bevölkerungsgruppen, insbesondere sozial benachteiligte Personen, Behinderte und ethnische Minderheiten, oder Auswirkungen auf die Umwelt haben wird. 
6. Bewertung der Auswirkungen der vorgeschlagenen Lösung in Bezug auf das Diskriminierungsverbot und die Gleichstellung der Geschlechter
Die vorgeschlagene Rechtsvorschrift ist weder eine Bestimmung, die gegen den Grundsatz der Nichtdiskriminierung verstößt, noch berührt sie in irgendeiner Weise die Gleichstellung der Geschlechter.
7. Bewertung der Auswirkungen der vorgeschlagenen Lösung in Bezug auf den Schutz der Privatsphäre und personenbezogener Daten
Der Entwurf hat keine Auswirkungen auf die Privatsphäre und schafft keine neue Art der Verarbeitung personenbezogener Daten. 
8. Bewertung der Korruptionsrisiken
Die vorgeschlagene Rechtsvorschrift enthält keine Bestimmungen, die mit dem Risiko der Korruption einhergehen würden.
9. Bewertung der Auswirkungen auf die Sicherheit oder Verteidigung des Staates
Der Entwurf zur Änderung der Verordnung hat keine Auswirkungen auf die Sicherheit oder Verteidigung des Staates.
10. Bewertung der Auswirkungen auf die Leistung des Staatlichen Statistischen Dienstes
Der Gesetzesentwurf enthält keine Bestimmungen, die sich auf den Staatlichen Statistischen Dienst auswirken würden. 
11. Begründung für den Verzicht auf die Durchführung einer Gesetzesfolgenabschätzung (GFA)
Der Verordnungsentwurf enthält nur technische Bestimmungen. Aus diesem Grund wurde ein Antrag auf eine Ausnahme von der Durchführung einer GFA gemäß den Allgemeinen Grundsätzen für die Gesetzesfolgenabschätzung gestellt. Die Befreiung von der Durchführung einer GFA wurde mit dem Schreiben Nr. 34282/2021-UVCR des Präsidenten des Exekutivrats der Regierung genehmigt. 
Diese Verordnung wird auch in Übereinstimmung mit der Richtlinie (EU) 2015/1535 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. September 2015 über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der technischen Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste der Informationsgesellschaft notifiziert.
12. Bewertung der Einhaltung der Grundsätze für die Schaffung digitalfreundlicher Rechtsvorschriften 
In Übereinstimmung mit dem Regierungsbeschluss Nr. 870 vom 9. Dezember 2019 wurde auch eine Bewertung der Übereinstimmung des Verordnungsentwurfs mit den Grundsätzen für die Schaffung digitalfreundlicher Rechtsvorschriften durchgeführt. Der vorliegende Verordnungsentwurf berührt diesen Bereich nicht und steht daher mit diesen Grundsätzen im Einklang. 
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